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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/4 R 141/07 B 
 
L 22 R 1349/06 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 28 R 1648/05 (SG Berlin) 
 
 
 
 
…………………………………………, 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ………………………………………, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Juli 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und  

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 2. Februar 2007 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 2.2.2007 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen Anspruch 

der Klägerin auf Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung wegen Fehlens der ver-

sicherungsrechtlichen Voraussetzungen iS des § 43 Abs 1 Nr 2, Abs 2 Nr 2 Sechstes Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB VI) verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, da der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung 

erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin 

eine konkrete Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfä-

higkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 

der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen 

BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwer-

debegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin misst der Frage "der Berücksichtigung ausländischer Kindererziehungszeiten nach 

der EWG-Verordnung 1408/71 für Geburten vor dem 1.1.1992" grundsätzliche Bedeutung bei.  

 

Abgesehen von der sehr ungenauen Formulierung der Rechtsfrage, fehlen in der Beschwerde-

begründung jegliche Darlegungen zu deren Entscheidungserheblichkeit. Entscheidungs-

erheblichkeit bedeutet, dass es für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits auf die 

Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und die Entscheidung bei Zugrunde-

legung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte ausfallen müssen. 

Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass der geltend ge-

machte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten rechtlichen Klärung womöglich 

am Fehlen einer weiteren, bisher unbeachtet gebliebenen Anspruchsvoraussetzung scheitern 
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müsste, fehlt es an der Darlegung der Entscheidungserheblichkeit und damit der Klärungsfähig-

keit der aufgeworfenen Rechtsfrage (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 4 mwN). Ein Be-

schwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht einzuschlagenden 

Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und dabei insbesondere den Schritt darzu-

stellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage notwendig macht 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Hierzu enthält die Beschwerdebegründung keine Aus-

führungen. 

 

Die Klägerin gibt nicht den der Berufungsentscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt wieder, 

sondern beschränkt sich im Wesentlichen auf die Mitteilung, dass das Sozialgericht die Klage 

abgewiesen habe, da die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfüllt seien, und mit 

derselben Begründung ihre Berufung gegen die erstinstanzliche Entscheidung zurückgewiesen 

worden sei. Die Klägerin ist nicht darauf eingegangen, ob im Übrigen alle Voraussetzungen für 

die Gewährung einer Erwerbsminderungsrente vorliegen, insbesondere ob und ggf ab wann 

eine rentenrelevante Leistungsminderung eingetreten ist. Ebenso wenig wird dargelegt, 

hinsichtlich welcher Anspruchsvoraussetzung es auf die Berücksichtigung der ausländischen 

Kindererziehungszeiten ankommt. Fehlt jedoch die Sachverhaltsdarstellung, wird das 

Beschwerdegericht nicht in die Lage versetzt, allein anhand der Beschwerdebegründung zu 

beurteilen, ob die als grundsätzlich erachtete Rechtsfrage entscheidungserheblich ist.  Es ist 

nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, anhand der vorliegenden Akten die 

Entscheidungserheblichkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage selbst zu prüfen.  

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG 

iVm § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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